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456 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 29. August 1973
über die Zuständigkeit betreffend die Dienst-
beurteilung für bestimmte Angehörige des

Bundesheeres und der Heeresverwaltung

Auf Grund des § 15 Abs. 4 und 5 der Dienst-
pragmatik, RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung
der Dienstpragmatik-Novelle 1969, BGBl.
Nr. 148, wird verordnet:

§ 1. Bei den Gruppenkommanden II und III
sowie beim Kommando der Fliegerbrigade wer-
den Dienstbeurteilungskommissionen für die
Angehörigen des Bundesheeres und der Heeres-
verwaltung dieser Dienststellen und der ihnen
nachgeordneten Dienststellen eingerichtet.

§ 2. Die Dienstbeurteilung der Angehörigen
des Bundesheeres und der Heeresverwaltung

a) des Kommandobataillons beim Bundes-
ministerium für Landesverteidigung wird
der Dienstbeurteilungskommission beim
Armeekommando,

b) der Heeresunteroffiziersschule, der Jäger-
schule sowie der Erkennungsmarken-
evidenzstelle wird der Dienstbeurteilungs-
kommission beim Gruppenkommando III,

c) des Militärvikariates, des Evangelischen
Militärseelsorgeamtes, des Heeresgeschicht-
lichen Museums, der Heeresfilm- und Licht-
bildstelle, der Theresianischen Militär-
akademie, der Heeresversorgungsschule,
der Heereskraftfahrschule, der Heeres-

sport- und Nahkampfschule, der Panzer-
truppenschule, der Artillerieschule, der
Pioniertruppenschule, der TelTruppen-
schule, der Fliegerabwehrwaffen-Truppen-
schule, der Luftschutztruppenschule, der
Sanitätsschule sowie des Heeres-Land-
und Forstwirtschaftsbetriebes Allentsteig
wird der Dienstbeurteilungskommission
bei der Landesverteidigungsakademie

zugewiesen, sofern nicht gemäß § 15 Abs. 7
und 8 der Dienstpragmatik die Zuständigkeit
der Dienstbeurteilungskommission beim Bundes-
ministerium für Landesverteidigung gegeben ist.

§ 3. Die Dienstbeurteilung der Angehörigen
des Bundesheeres und der Heeresverwaltung,
die für die Dauer des ganzen Beurteilungszeit-
raumes einer Einheit angehört haben, die auf
Grund des Bundesverfassungsgesetzes vom
30. Juni 1965, BGBl. Nr. 173, auf Ersuchen
internationaler Organisationen zur Hilfeleistung
in das Ausland entsendet wurde, wird der
Dienstbeurteilungskommission beim Bundes-
ministerium für Landesverteidigung zugewiesen.

§ 4. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt
die Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 15. November 1969,
BGBl. Nr. 395, über die Zuweisung der Dienst-
beurteilung für bestimmte Angehörige des
Bundesheeres und der Heeresverwaltung außer
Kraft.

Lütgendorf
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457. Verordnung des Bundesministers
für Gesundheit und Umweltschutz vom
30. August 1973 über die Zuständigkeit der
Dienstbeurteilungskommission des Bundes-
ministeriums für Gesundheit und Umwelt-

schutz

Auf Grund des § 15 der Dienstpragmatik,
RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 148/1969 wird verordnet:

§ 1. Der beim Bundesministerium für Gesund-
heit und Umweltschutz errichteten Dienstbeurtei-
lungskommission wird die Dienstbeurteilung für
die Beamten im Dienstbereiche

1. der Bundesapotheken,
2. der Bundeshebammenlehranstalten,
3. der Bundesstaatlichen bakteriologisch-sero-

logischen Untersuchungsanstalten,
4. der Bundesanstalten für Lebensmittelunter-

suchung,
5. der Bundesanstalt für chemische und phar-

mazeutische Untersuchungen,
6. der Bundesstaatlichen Impfstoffgewinnungs-

anstalt,
7. des Bundesstaatlichen Serumprüfungs-

institutes,
8. der Bundesstaatlichen Anstalt für experi-

mentell-pharmakologische und balneo-
logische Untersuchungen,

9. der Bundesanstalt für Virusseuchen-
bekämpfung bei Haustieren,

10. der Bundesanstalt für Tierseuchenbekämp-
fung und

11. der Bundesanstalten für veterinärmedizini-
sche Untersuchungen

zugewiesen.

Leodolter

458 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 31. August 1973
über die Zuständigkeit der Dienstbeurteilungs-
kommissionen im Bereich des Bundesmini-

steriums für soziale Verwaltung

Auf Grund des § 15 der Dienstpragmatik,
RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 148/1969 wird verordnet:

§ 1. Der beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung errichteten Dienstbeurteilungskom-
mission wird die Dienstbeurteilung für die Be-
amten im Dienstbereiche der Arbeitsinspektorate
und für die Beamten des ärztlichen Dienstes bei
sämtlichen Dienststellen im Bereiche des. Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung zugewiesen.

§ 2. (1) Der beim Landesarbeitsamt Wien er-
richteten Dienstbeurteilungskommission wird die

Dienstbeurteilung für die Beamten der Verwen-
dungsgruppe A — mit Ausnahme der Beamten
des ärztlichen Dienstes — im Dienstbereiche der
übrigen Landesarbeitsämter zugewiesen, sofern
nicht gemäß § 15 Abs. 7 und 8 der Dienstprag-
matik die Zuständigkeit der Dienstbeurteilungs-
kommission beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung gegeben ist.

(2) Die Dienstbeurteilung für die Beamten der
Verwendungsgruppen B bis E und P 1 bis P 6
im Dienstbereiche

a) des Landesarbeitsamtes Burgenland wird der
Dienstbeurteilungskommission beim Landes-
arbeitsamt Niederösterreich,

b) des Landesarbeitsamtes Salzburg der Dienst-
beurteilungskommission beim Landesarbeits-
amt Oberösterreich,

c) des Landesarbeitsamtes Vorarlberg der
Dienstbeurteilungskommission beim Lan-
desarbeitsamt Tirol und

d) des Landesarbeitsamtes Kärnten der Dienst-
beurteilungskommission beim Landes-
arbeitsamt Steiermark

zugewiesen, sofern nicht gemäß § 15 Abs. 7
und 8 der Dienstpragmatik die Zuständigkeit
der Dienstbeurteilungskommission beim Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung gegeben ist.

§ 3. Der beim Landesinvalidenamt für Wien,
Niederösterreich und Burgenland errichteten
Dienstbeurteilungskommission wird die Dienst-
beurteilung für die Beamten im Dienstbereiche
der übrigen Landesinvalidenämter, der Bundes-
staatlichen Prothesenwerkstätten sowie der Ge-
schäftsstelle der Heimarbeitskommissionen beim
Einigungsamt Wien — mit Ausnahme der Be-
diensteten des ärztlichen Dienstes — zugewiesen,
sofern nicht gemäß § 15 Abs. 7 und 8 der Dienst-
pragmatik die Zuständigkeit der Dienstbeurtei-
lungskommission beim Bundesministerium für
soziale Verwaltung gegeben ist.

§ 4. Die Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 7. November 1969,
BGBl. Nr. 391, tritt mit Kundmachung dieser
Verordnung außer Kraft.

Häuser

459 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 31. August 1973
über die Anpassung von Versorgungs-
leistungen in der Opferfürsorge für das

Kalenderjahr 1974

Auf Grund des § l i a Abs. 1 und 3 des Opfer-
fürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 259/1967
und 164/1972 wird verordnet:
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Artikel I

Der im Bereiche des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes mit Verordnung BGBl.
Nr. 336/1973 für das Kalenderjahr 1974 mit
1,087 festgesetzte Anpassungsfaktor ist in diesem
Ausmaß für das Kalenderjahr 1974 auch für
den Bereich des Opferfürsorgegesetzes verbind-
lich.

Artikel II

Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1974
an die Stelle der im Opferfürsorgegesetz ge-
nannten festen Beträge treten, werden unter
Zugrundelegung der in der Verordnung BGBl.
Nr. 385/1972 angeführten Beträge wie folgt
festgestellt:

1. I m § l l Abs. 5:
statt 2739 S mit 2977 S,
statt 2255 S mit 2451 S,
statt 3435 S mit 3734 S.

2. Im § 12 a Abs. 1:
statt 4069 S mit 4423 S,
statt 1628 S mit 1770 S.

Häuser

4 6 0 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 31. August 1973 über die Er-
weiterung der Vertretungsbefugnis der
Finanzprokuratur (14. Prokuratursverord-

nung)

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Prokuraturge-
setzes, StGBl. Nr. 172/1945, wird verordnet:

Der Finanzprokuratur wird übertragen, den
Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen For-

schung Wien vermögensrechtlich zu beraten und
vor allen Gerichten und Verwaltungsbehörden zu
vertreten.

Androsch

4 6 1 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 31. August 1973 über die Er-
weiterung der Vertretungsbefugnis der
Finanzprokuratur (15. Prokuratursverord-

nung)

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Prokuraturgeset-
zes, StGBl. Nr. 172/1945, wird verordnet:

Der Finanzprokuratur wird übertragen, die
Genossenschaftsküche der bei der Österreichischen
Postsparkasse tätigen Bediensteten, registrierte
Genossenschaft mit beschränkter Haftung, ver-
mögensrechtlich zu beraten und vor allen Gerich-
ten und Verwaltungsbehörden zu vertreten.

Androsch

462. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 31. August 1973 über die
Erweiterung der Vertretungsbefugnis der
Finanzprokuratur (16. Prokuratursverord-

nung)

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Prokuratur-
gesetzes, StGBl. Nr. 172/1945, wird verordnet:

Der Finanzprokuratur wird übertragen, den
Verein Land- und forstwirtschaftliches Rechen-
zentrum Wien vermögensrechtlich zu beraten
und vor allen Gerichten und Verwaltungsbehör-
den zu vertreten.

Androsch

463.

A B K O M M E N
zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie der Republik Öster-
reich und dem Handelsminister der Volks-
republik Albanien über die internationale

Güterbeförderung mit Lastkraftwagen

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie und der Handelsminister der Volks-
republik Albanien haben, von dem Wunsch gelei-
tet, den Straßengüterverkehr zwischen beiden
Staaten zu regeln, folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Unternehmen, die ihren Sitz in einem der
beiden Vertragsstaaten haben und zur Beförde-
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rung von Gütern befugt sind, bedürfen zur
Güterbeförderung zwischen ihrem Heimatstaat
und dem anderen Staat, zum Transitverkehr
durch den anderen Staat hindurch sowie für Be-
förderungen zwischen einem dritten Staat und
dem anderen Vertragsstaat, wenn der Heimat-
staat durchfahren wird, einer von der zuständigen
Stelle ihres Heimatstaates im Rahmen des gemäß
Artikel 5 vereinbarten Kontingentes ausgestellten
Genehmigung des anderen Staates.

(2) Die Unternehmen sind berechtigt, Güter
im Gebiet des anderen Vertragsstaates zu laden
und diese in das Gebiet ihres Heimatstaates zu
befördern, ohne Rücksicht darauf, ob das Fahr-
zeug beladen oder leer eingefahren ist.

(3) Auf Grund dieses Abkommens sind die
Unternehmen nicht berechtigt, Gütertransporte
innerhalb des Gebietes des anderen Vertragsstaa-
tes, das heißt Transporte, die auf diesem Gebiet
beginnen und enden, auszuführen.

Artikel 2

(1) Eine Genehmigung ist nicht erforderlich
für

a) die Beförderung von Leichen und Umzugs-
gut in besonders für diesen Zweck ausge-
statteten Kraftfahrzeugen,

b) die Beförderung von Gegenständen für Mes-
sen und Ausstellungen,

c) die Beförderung von Rennpferden, Renn-
fahrzeugen und anderen Sportgeräten für
sportliche Veranstaltungen,

d) die Beförderung von Gegenständen für kul-
turelle Veranstaltungen,

e) die Beförderung von beschädigten Fahr-
zeugen oder von Fahrzeugen, die eine Panne
hatten,

f) die Abschleppfahrzeuge.

(2) Die unter Abs. 1 lit. b bis d angeführten
Ausnahmen gelten jedoch nur, wenn die be-
treffenden Güter wieder zurückgeführt werden.

Artikel 3

(1) Die Genehmigung nach Art. 1 wird nur an
solche Unternehmen ausgestellt, die nach den
Vorschriften des Heimatstaates zur internatio-
nalen Güterbeförderung auf der Straße berechtigt
sind.

(2) Die Genehmigung gilt ausschließlich für
das Unternehmen selbst und ist nicht übertrag-
bar.

Artikel 4

(1) Die Genehmigung ist für einen bestimmten
Zeitraum auszustellen, der mindestens nach
ganzen Kalendertagen zu bemessen ist.
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(2) Die Genehmigung ist bei jeder Fahrt mitzu-
führen und auf Verlangen den Kontrollorganen
vorzuweisen.

Artikel 5

Alljährlich bis zum 15. Dezember bestimmen
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie der Republik Österreich und der Han-
deslminister der Volksrepublik Albanien einver-
nehmlich die Anzahl der Genehmigungen für das
nächste Jahr.

Artikel 6

(1) Die Unternehmen und das Dienst-
personal der Lastkraftwagen sind verpflichtet,
die Verkehrs- und sonstigen Rechtsvorschriften
jenes Vertragsstaates, auf dessen Gebiet sie sich
befinden, einzuhalten.

(2) Im Falle eines Vergehens gegen Verkehrs-
oder sonstige Rechtsvorschriften ist der Ver-
tragsstaat, der die Genehmigung ausgestellt hat,
auf Verlangen des anderen Vertragsstaates ver-
pflichtet, entsprechende Maßnahmen zu treffen.

Artikel 7

Zahlungen, die sich aus der Anwendung dieses
Abkommens ergeben, erfolgen gemäß dem zwi-
schen der Österreichischen Bundesregierung und
der Regierung der Volksrepublik Albanien für
die Zeit vom 1. Jänner 1973 bis 31. Dezember
1977 abgeschlossenen Handels- und Zahlungs-
abkommen.

Artikel 8

Die Vertragsparteien werden alle Schritte
unternehmen, um die praktische Durchführung
der in diesem Abkommen vorgesehenen Trans-
porte zu erleichtern.

Artikel 9

(1) Die Genehmigungen werden in der Repu-
blik Österreich vom Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und in der Volksrepu-
blik Albanien vom Handelsminister ausgestellt.

(2) Die Vertragsparteien werden wegen aller
Fragen im Zusammenhang mit der Durchführung
dieses Abkommens laufend in unmittelbarer Ver-
bindung bleiben.

Artikel 10

(1) Dieses Abkommen tritt am 1. Oktober 1973
in Kraft.

(2) Es kann von jeder der Vertragsparteien
drei Monate vor Ablauf eines Kalenderjahres
zum Jahresabschluß gekündigt werden.
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Geschehen in zweifacher Ausfertigung zu
Tirana am 23. Juli 1973 in deutscher und albani-
scher Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

DER BUNDESMINISTER FÜR HANDEL, GE-
WERBE UND INDUSTRIE DER REPUBLIK

ÖSTERREICH:

Staribacher m. p.

DER HANDELSMINISTER DER VOLKS-
REPUBLIK ALBANIEN:

Ngjela m. p.

Kreisky


